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EDITORIAL/136: Rauschen (SB)
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Rauschen

Es flüstert der Wind in den Bäumen, es raschelt und rauscht, wenn die
Blätter und Zweige bei seiner Durchfahrt aufeinander schlagen oder
sich aneinander reiben.

Jenes stete Rauschen wird es sein, das in seiner Deutlichkeit und
Indifferenz zugleich Pate stand bei der Bestimmung jedweder Lärm- oder
Lautkulisse, bei der eine sprach- oder verständigungsgestützte Absicht
auszuschließen war.

Bis auf den Begriff des Rausches, der dem Verhalten unter dem
gleichzeitigen Einfluß unterschiedlichster Ursachen sein zufälliges
und spontanes Muster verleiht, ist dem Rausch dieselbe Quelle
zuzusprechen, wie sie dem Rauschen abgewonnen wird. Die
spinnennetzartige Entuferung eines Musters, wie sie dem Rauschen gerne
unterstellt oder dem Geräusch als Ursache oft zugesprochen wird,
erweist sich bei näherem Hinsehen einfach nur als
Interpretationshilfe.

Bleibt im Kern doch nur das Geräusch, welches sich im Schrecken
unserer ersten Aufmerksamkeit findet und sich beim Lauschen dann an
jene Reflexion bindet, die im Spektrum der Erinnerung und Erfahrung
eine Lösung und längst Vertrautes dafür sucht, um im archaischen Sinne
die notwendige Entwarnung geben zu können, sich fortgesetzter
Aufmerksamkeit und Anspannung zu entledigen.

Das Geräusch kann jedoch auch zur sprachzugangsfreien Mutmaßlichkeit
beitragen, alle damit zu verknüpfenden Eventualitäten begreifen zu
wollen und unter Kontrolle zu bekommen. Doch bleibt am Ende das
Geräusch, um im Verhältnis zu einem solchen Erklärungsspektrum mehr
als die Dauer seiner akustischen Präsenz nachzuvollziehen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Juni 2019
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KOHLEALARM/608: Klimakampf und Kohlefront - Konsens und Solidarität ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 7. Juni 2019

Umweltverbände zeigen sich solidarisch mit Protest-Netzwerk Ende Gelände
2019 



Keyenberg, 7. Juni 2019. Umwelt- und zivilgesellschaftliche Organisationen
zeigen sich solidarisch mit den friedlichen Aktionen zivilen Ungehorsams
des Protest-Netzwerks Ende Gelände. Tausende Aktivistinnen und Aktivisten
wollen sich ab 19. Juni 2019 vor Kohlebagger und -züge im Rheinischen
Braunkohlerevier setzen. Sie fordern den sofortigen Kohleausstieg und
Klimagerechtigkeit weltweit.

17 Organisationen haben die Solidaritäts-Erklärung unterzeichnet. Darin
heißt es: "Zwanzig weitere Jahre Kohle-Verbrennung sind mit dem Pariser
Klimaabkommen nicht vereinbar. Wir fordern, dass der Hambacher Wald und die
derzeit noch bedrohten Dörfer erhalten bleiben. Wir können angesichts der
bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich jetzt Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen." Zu den
Unterzeichnern gehören neben Campact unter anderem der BUND, Oxfam, Robin
Wood, Urgewald und die NaturFreunde.

Am 22. Juni gibts es am Tagebau Garzweiler außerdem einen Aktionstag unter
dem Motto "Kohle stoppen - Klima und Dörfer retten!". Schülerinnen und
Schüler der Fridays-for-Future-Bewegung machen sich um 11 Uhr von
Hochneukirch bei Erkelenz auf den Weg in Richtung des bedrohten Dorfes
Keyenberg, zeitgleich startet aus Erkelenz eine Fahrrad-Demo. Um 13 Uhr ist
die Aktion "Platz nehmen" geplant, bei der sich Demonstrantinnen und
Demonstranten symbolisch zwischen Keyenberg und den Tagebau stellen werden.


Hinweise:

Den Wortlaut der Solidaritäts-Erklärung finden Sie unter:

https://www.campact.de/wp-content/uploads/2019/06/Soli-Erkla%CC%88rung_EG_2019.pdf:

Informationen zur Aktion von Ende Gelände:

www.ende-gelaende.org/de/aktion

Infos zum Aktionstag 22. Juni:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionstag

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Juni 2019 
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KOHLEALARM/607: Klimakampf und Kohlefront - Alle Dörfer bleiben ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

Kohleausstieg: "Wir leisten Widerstand, bis unsere Dörfer gerettet
sind!"

Betroffene aus allen Braunkohlerevieren fordern Bestandsgarantie für
bedrohte Orte



Berlin. Tagebaubetroffene aus der Lausitz, dem Rheinland und dem Leipziger
Land haben sich heute mit gemeinsamen Forderungen an die Bundes- und
Landespolitik gewandt. Das Bündnis "Alle Dörfer Bleiben!" nimmt die
Bundesregierung in die Pflicht, den Erhalt aller bedrohten Dörfer zu
garantieren, fordert Mitbestimmung in der Ausgestaltung des
Kohleausstiegsgesetzes und kündigt Proteste am Braunkohle-Tagebau
Garzweiler an. Drei Vertreter*innen aus den Braunkohlerevieren stellten die
Forderungen heute auf einer Pressekonferenz in Berlin vor.

"Die Politik verschleppt den Kohleausstieg und das wird auch auf unserem
Rücken ausgetragen. Durch die Kohlekommission hat sich für uns nichts
geändert: Es steht weiterhin unser Zuhause auf dem Spiel. Dabei ist es
absurd, im Jahre 2019 noch Dörfer für Braunkohle zu zerstören. Wir fordern
von der Bundesregierung jetzt eine Garantie, dass alle bedrohten Dörfer
bleiben können", erklärte Britta Kox von der rheinischen Gruppe des
Bündnisses "Alle Dörfer Bleiben!". "Zu lange wurden unsere Interessen von
den Bundes- und Landesregierungen nicht beachtet. Deshalb nehmen wir unsere
Zukunft selbst in die Hand. Wir bleiben hier und kämpfen um unsere Dörfer,
bis unsere Forderung Realität geworden ist."

Hannelore Wodtke von der Initiative "Grüne Zukunft Welzow" in der Lausitz
ergänzt: "Wir fordern Geld für lebenswerte Dörfer statt nur für die
Industrie. Die Eckpunkte für die Strukturförderung sind so nicht
akzeptabel. Wie kann der Strukturwandel gelingen, wenn die
Ministerpräsidenten Laschet, Woidke und Kretschmer weiter daran festhalten
Kindergärten, Kirchen und ganze Dörfer für die Braunkohle zu zerstören?
Seit Jahrzehnten werden uns in Proschim Investitionen vorenthalten. Es gilt
jetzt die Zukunft des Ortes zu gestalten und ihn lebenswert zu machen."

Eine wichtige Forderung des Bündnisses ist eine Novellierung des
Bundesberggesetzes: "Die Bundesregierung muss endlich das uralte
Bundesbergrecht reformieren und die Enteignungsparagraphen aussetzen. Nicht
mehr der Abbau von Braunkohle, sondern Klimaschutz ist im Interesse der
Allgemeinheit. Das verdeutlicht auch die junge Generation. Wir sehen uns
als Teil einer vielfältigen Bewegung für Klimagerechtigkeit und treten
gemeinsam dafür ein, dass das 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens
eingehalten wird", so Jens Hausner von der Initiative "Pro Pödelwitz"

Alle Dörfer Bleiben!" ist ein bundesweites Bündnis, in dem sich Betroffene
aller Braunkohle-Regionen und Aktive aus der Klimagerechtigkeitsbewegung
gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und Klimazerstörung einsetzen. Das Bündnis
plant für den 22. Juni unter dem Motto "Kohle stoppen! Klima und Dörfer
retten!" einen großen Aktionstag im Rheinischen Revier, zu dem auch Fridays
for Future, Campact, Greenpeace, BUND und die Naturfreunde aufrufen.


Weitere Informationen:

www.alle-doerfer-bleiben.de

Die Forderungen können Sie herunterladen unter:

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/wp-content/uploads/2019/06/ADB_Forderungen.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2019 
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KOHLEALARM/606: Klimakampf und Kohlefront - präventive Drohungen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 5. Juni 2019

Ende Gelände reagiert auf Einschüchterungsversuche der Polizei Aachen
+++ Einladung zu kreativem Protest für eine Zukunft ohne Klimakrise



Köln - Ende Gelände wehrt sich gegen Einschüchterungsversuche von Seiten
der Polizei im Vorfeld der angekündigten Proteste am Tagebau Garzweiler im
Rheinland. Die Aachener Polizei versendet offenbar Briefe an Schulen im
Regierungsbezirk Köln und droht Menschen, die an den Aktionen von Fridays
for Future und Ende Gelände teilnehmen möchten, in "aggressive
Auseinandersetzungen zu geraten" sowie in eine "Strafbarkeitsfalle" zu
tappen.

"Ende Gelände ist eine Bewegung, die sich aus der Breite der Bevölkerung
zusammensetzt. Unser Aktionskonsens stellt sicher, dass wir uns ruhig und
besonnen verhalten und keine Menschen gefährden. Die Polizei Aachen
versucht nun, mit falschen Unterstellungen eine ganze Bewegung zu
diskreditieren. Damit wird sie keinen Erfolg haben", sagt Kathrin
Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Die Vergangenheit hat gezeigt: Menschen, die bei Ende Gelände teilnehmen,
halten sich an unseren Aktionskonsens, die eskalierende Gewalt geht klar
von Seiten der Polizei aus. Wir fragen Polizeipräsident Dirk Weinsbach: Wie
stellt er sicher, dass es nicht zu rechtswidriger Polizeigewalt gegen Ende
Gelände und Fridays for Future kommt?", fragt Henneberger.

"Während die Politik beim Thema Klimaschutz untätig geblieben ist, sind wir
immer weitergewachsen. 50.000 Menschen haben letztes Jahr gemeinsam für den
Hambacher Wald demonstriert. Wir laden alle ein, sich selbst ein Bild zu
machen von unseren vielfältigen und kreativen Protesten für eine Zukunft
ohne Klimakrise. Tausende werden vom 19.-24. Juni die Braunkohletagebaue im
Rheinland stilllegen und das Zeitalter der fossilen Energien beenden", so
Henneberger.

Ende Gelände ist ein Aktionsbündnis für sofortigen Kohleausstieg,
Klimagerechtigkeit und einen grundlegenden Systemwandel. Mit Massenaktionen
zivilen Ungehorsams haben über 6.000 Aktivist*innen im Oktober 2018 für 24
Stunden die Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.
Dabei stellte nach rechtlicher Würdigung der Gesamtumstände durch die
Staatsanwaltschaft Aachen das Besetzen der Gleise keine Straftat dar.


https://www.presseportal.de/blaulicht/pm/11559/4099955

Link Aktionskonsens von Ende Gelände:

https://www.ende-gelaende.org/de/aktionskonsens-2019/

Link Brief der Polizei:

https://twitter.com/jdoeschner/status/1136008886593437697

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.06.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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RAUBBAU/118: Fracking nicht mit uns - nicht weniger schädlich ... (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion - 5. Juni 2019

Extinction Rebellion protestiert gegen Bundesratsentscheidung für
klimaschädliches Fracking-Gas



Berlin - Am Freitag, dem 07. Juni wird im Bundesrat im Eilverfahren über
millionenschwere Investitionen für Flüssiggas-Infrastruktur entschieden.

Extinction Rebellion wird mit mehreren Organisationen ab 9.00 Uhr vor dem
Bundesrat (Leibziger Str. 3-4) protestieren. Aus ihrer Sicht würde eine
Entscheidung für diese Investitionen richtungsweisend eine extrem
klimaschädliche Technologie befördern.

Die Aktivist_innen werden neben einer 9 Meter langen Gaspipeline mit einer
symbolischen Tod Performance (Die-In) auf die Konsequenzen des Einsatzes
von Fracking-Gas hinweisen.

"Ohne große Debatte in der Bevölkerung soll hier eine Verordnung vom
Bundesrat durchgewunken werden um Anlandeterminals für importiertes
Fracking-Gas aus den USA zu errichten," sagt Annemarie Botzki von
Extinction Rebellion Berlin.

"Dies steht im krassen Widerspruch zum Ziel der Bundesregierung den
Klimaschutz zur obersten Priorität zu machen . Dies verdeutlicht, dass die
Bundesregierung auch in Zukunft auf fossile Brennstoffe statt auf
erneuerbare Energien setzt. Es ist ein Schritt in die falsche Richtung und
im Angesicht der dramatischen Klimakrise absolut unverantwortlich und nicht
zeitgemäß!"

Flüssiggas soll als Übergangstechnologie im Rahmen der Energiewende genutzt
werden, auch da es als weniger klimaschädlich gilt als andere fossile
Brennstoffe. Die Aktivist_innen weisen dagegen darauf hin, dass die
vermeintliche Klimafreundlichkeit von Flüssiggas wissenschaftlich widerlegt
worden sei. Eine Studie der Universität Manchester hat gezeigt, dass die
Produktion, der Transport und Leckagen zu großen Treibhausgasemissionen
führen.

"Wir fordern die Landesregierungen auf sich gegen die vorgeschlagene
Drucksache einzusetzen und sie zu verhindern!, " sagte Botzki.


Über Extinction Rebellion:

Die aus Großbritannien stammende Bewegung ist mittlerweile in über 40
Ländern aktiv und fordert Regierungen und Bevölkerung mit Aktionen zivilen
Ungehorsam dazu auf, endlich Maßnahmen gegen die Klimakatastrophe und die
ökologische Krise zu ergreifen. Die drei Kernforderungen der Bewegung sind:


	Die Regierung muss die volle Wahrheit über die ökologische Krise offenlegen und mit den Medien die absolute Dringlichkeit des Wandels an die gesamte Bevölkerung kommunizieren.

	Die Regierung muss die notwendigen Maßnahmen verbindlich ergreifen, um die Netto-Treibhausgas-Emissionen in Deutschland bis 2025 auf Null zu reduzieren und das allgemeine Niveau des Ressourcenverbrauchs zu senken.

	Eine Bürger_innenversammlung wird einberufen, die diese Maßnahmen begleitet und gewährleistet, dass der Wandel gerecht und demokratisch abläuft.



 * 

Quelle:

Extinction Rebellion, 5. Juni 2019

E-Mail: presse@extinctionrebellion.de

Internet: www.extinctionrebellion.de
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MUMIA/962: Janet und Janine (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 960

Janet und Janine

Zwei Mitglieder der Move-Organisation sind nach mehr als 40 Jahren Haft
endlich frei

von Mumia Abu-Jamal, Juni 2019



Für zwei Frauen der Move-Organisation, Janet und Janine Africa, ist es
Jahrzehnte her, dass sie sich frei in den Straßen von Philadelphia bewegen
konnten. Jahrzehnte? Ja, seitdem sind tatsächlich über 40 Jahre vergangen!
Exakt vor 41 Jahren war es, dass die Polizei in ihrem Zermürbungskrieg
gegen die Move-Organisation deren Gemeinschaftshaus in West-Philadelphia
mit einem Großaufgebot tagelang belagerte und schließlich am 8. August 1978
stürmte, nachdem sie es mit Wasserkanonen geflutet und Tausende Schüsse
darauf abgefeuert hatte.

Was Move am 8. August 1978 an Unrecht geschah, wurde im Prozess gegen die
damals verhafteten »Move 9« noch übertroffen, als Richter Edwin Malmed sie
wegen gemeinschaftlichen Totschlags an einem Polizisten zu 30 bis 100
Jahren Gefängnis verurteilte. Dieser Polizist war beim Überfall auf das
Move-Haus unter bis heute ungeklärten Umständen zu Tode gekommen.
Höchstwahrscheinlich war er Opfer eines klassischen Falls von »Friendly
Fire« geworden, also durch eine Kugel seiner eigenen Kollegen gestorben.
Nach dem Urteil beantwortete Richter Malmed die Frage eines Radioreporters,
wer den Polizisten getötet habe, mit dem historischen Ausspruch: »Ich habe
nicht die leiseste Ahnung. Aber ich verurteile sie dafür alle
gemeinschaftlich, weil sie sich selbst als Familie sehen.«

Vor wenigen Tagen konnten Janet und Janine nun endlich das Staatsgefängnis
für Frauen in Cambridge Springs, Crawford County, im Nordwesten von
Pennsylvania verlassen. Die beiden politischen Langzeitgefangenen wurden
vor dem Gefängnistor bereits erwartet und bestiegen ein Auto, um ihre lang
ersehnte Heimreise nach Philadelphia anzutreten. Fast ein Jahr war
vergangen, seit ihre Move-Schwester Debbie Africa endlich ihre Freiheit
zurückerhalten hatte, und vor sieben Monaten war auch Mike Africa wieder
freigekommen. Schon im April 2009 hatten sich Mike und Debbie im Beisein
ihrer Kinder und Enkel im Gefängnis das Jawort gegeben. Jetzt können sie
endlich als Ehepaar in einem Haus zusammenleben, das ihr Sohn Mike jr.
gebaut hat. Das einst schwarze Haar von Mike ist heute silbern und umrahmt
sein bärtiges Gesicht. Debbie sieht erstaunlicherweise immer noch aus wie
ein Teenager. Wenn das aus Beton und Gittern bestehende Unrecht uns irgend
etwas gezeigt hat, dann die Stärke ihrer Liebe.

Für Janet und Janine war die erste Fahrt mit einem Auto nach vier
Jahrzehnten eine Turboreise in die Zukunft, denn das Fahrzeug war mit den
heute üblichen elektronischen Spielereien ausgestattet. Und so staunten die
beiden Freigelassenen über die blinkenden Apparaturen, die es allesamt noch
nicht gab, als sie mit Anfang zwanzig verhaftet wurden. Wirklich wichtig
war für beide aber, dass sie nach 41 Jahren endlich wieder durch einen Park
schlendern und den Duft von Blumen genießen konnten. Und jetzt wieder
ungehindert durch die Straßen ihrer Stadt laufen zu können, auch wenn
Philadelphia nach allen Erfahrungen für sie sicher niemals mehr die »Stadt
der brüderlichen Liebe« sein kann.

Janet und Janine sind die letzten beiden Frauen, die von den »Move 9« noch
hinter Gittern saßen. Nachdem Merle und Phil Africa in der Haft gestorben
sind, haben nur sieben der »Move 9« überlebt. Nun warten noch Chuck,
Delbert und Eddie Africa darauf, dass sie auf Bewährung entlassen werden.
Die Voraussetzungen dafür erfüllen sie nachweislich schon seit über zehn
Jahren.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 126 vom 3. Juni 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)
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Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/099: Hamburg - Familienzusammenführung von Geflüchteten "Reunite us now!", 18.06.2019


Aktionskreis Hamburg Hat Platz (AHHP)

Ottenser Gespräche zu Flucht und Migration

Kinder gehören zu ihren Eltern!

Wer wollte dem widersprechen?

Dienstag 18.6.2019 um 19.00 Uhr in der Schule Rothestraße in Ottensen



Das Grundgesetz (Artikel 6) will es so:

"Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund
eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die
Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu
verwahrlosen drohen."

Die EU-Charta der Grundrechte will es so:

"Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher Stellen oder privater
Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein.

Jedes Kind hat Anspruch auf regelmäßige persönliche Beziehungen und direkte
Kontakte zu beiden Elternteilen, es sei denn, dies steht seinem Wohl
entgegen."

Auch Kanzlerin Merkel stellte fest:

"Wir sind völkerrechtlich dazu verpflichtet, den Familiennachzug von
Flüchtlingen zu gewährleisten."

Wie kann es dann sein, dass viele unbegleitete Minderjährige in Deutschland
leben, während ihre Eltern in Griechenland festgehalten werden, und dass in
Deutschland lebende Eltern ihre Kinder nicht aus Griechenland nachholen
dürfen?

Auf einer Veranstaltung am Dienstag 18.6.2019 in der Schule Rothestraße in
Ottensen wird über diese Frage informiert und diskutiert.

Ab 18:15 kann eine Plakat-Ausstellung besichtigt werden und ab 19:00
informieren Betroffene und ihre Unterstützer über die Situation getrennter
Flüchtlingsfamilien und die politischen Hintergründe.

Unter anderem kommen betroffene Eltern zu Wort.

Dann berichten die Ethnologin und Aktivistin Salinia Stroux und der
Familientherapeut Reimer Dohrn über ihre Erfahrungen.

Es folgen Beiträge von Solidaritätsgruppen und schließlich soll mit allen
Anwesenden darüber beraten werden, wie konkret geholfen und der
menschenrechtliche Skandal abgestellt werden kann.

Zu dieser Veranstaltung laden ein:

AG Kirchliche Flüchtlingsarbeit / hamburgasyl

Aktionskreis Hamburg Hat Platz (AHHP)

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Ottenser Gesprächskreis zu Flucht und Migration

Stiftung Pro Asyl

Welcome to Europe

WillkommensKulturHaus

 * 

Quelle:

Aktionskreis Hamburg Hat Platz (AHHP)
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8666: Und morgen, den 11. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.06.2019 bis zum 12.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8666 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolken mehr,

Sonne schwach,

Schauer sehr,

Jean schlägt Krach.
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INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





MELDUNG/396: Harburger Kunstleihe startet weitere Kooperationen (Suedkultur)


Kunstleihe Harburg - Ein Projekt der Initiative Suedkultur

Hamburg, den 05. Juni 2019

Projekt der Initiative SuedKultur baut Netzwerk der lokalen Bildenden
Kunst aus

Harburger Kunstleihe startet weitere Kooperationen



Die Kunstleihe Harburg - Hamburgs erste Artothek, in der man seit Anfang
2019 für wenig Geld lokale Kunst leihen kann - ist seit Mai am neuen
Standort, im Nachbarschaftstreff Eißendorfer Straße 124 angekommen und
startet nun mit zahlreichen weiteren Angeboten und Kooperationen durch.

Nachdem das Team der Kunstleihe Harburg sich in den neuen und nur zeitweise
nutzbaren Räumen einer ehemaligen Sparkassen-Filiale in der Eißendorfer
Straße 124 in Harburg zunächst etwas umgewöhnen und einiges Mobiliar
anpassen musste, ist nun wieder etwas Zeit für die inhaltliche Arbeit.
"Aus der Idee, einfach mal lokale Kunst für das private Zuhause zu
verleihen, ist mittlerweile ein umfassenderes Projekt der Kunstvermittlung
geworden", so Heiko Langanke vom Team der Kunstleihe.
Der NDR hatte sowohl im Fernsehen (Hamburg Journal) als auch im Radio
(90,3) noch zu Zeiten ihrer Testphase im Rahmen des Kulturprojekts "3falt"
in der leerstehende Dreifaltigkeitskirche, sich dem Thema
Artothek/Kunstleihe gewidmet. Nun fasste der Radio-Sender nach und
interviewte einige Kunstleihende. Und die Faszination der etwas anderen
Begegnung mit Kunst war deutlich herauszuhören. "Die Begeisterung, sich in
den eigenen Räumen und viel intensiver mit Kunst zu befassen, erleben wir
fast jeden Sonntag in der Kunstleihe vor Ort", so Sabine Schnell vom
Kunstleihe-Team. "Es wurde dringend Zeit, dass Hamburg diese Lücke in der
Kunstvermittlung schließt." Denn anderswo in der Republik sind sogenannte
Artotheken bereits seit den 80er Jahren üblich.

Mittlerweile sind binnen weniger Monate gut 40 Werke in private und
vornehmlich Harburger Haushalte gewechselt. Und das Kunstleihe-Team
kooperiert mittlerweile mit dem Artothekenverband Schleswig-Holstein und
auch dem Bundesverband der Artotheken. Sobald eine geeignete
Organisationsform gefunden ist, steht auch die Mitgliedschaft an.

"Zur Zeit ist uns auch wichtig, auf die jahrzehnetlangen Erfahrungen der
Altvorderen zurückgreifen zu können", so Langanke. "Beim Aufbau eines
umfassenderen Webportals können wir vermutlich die Software der Profis
mitnutzen. Das wird uns erlauben, schon zukünftige Aspekte der
Digitalisierung und Sicherung des kulturellen Erbes mitzudenken." Denn, so
prognostizieren etliche Artotheken-Macher: das Thema der Nachlässe an
Kunstsammlungen wird in naher Zukunft auch eines der Kunstleihen werden.
"Es wäre dumm, wenn die Leidenschaft von Kunstsammler*innen später in
Kellern vergammelt ohne gesehen zu werden. Und es ist auch eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, diese Kultur zu bewahren. Dabei wird die
Ausleihe eine Möglichkeit sein. Sich ihrer aber erst einmal gewahr zu
werden, ist viel vordringlicher", so Langanke.

Vorab aber glänzt die Harburger Kunstleihe bereits mit einer eigenen
Facebook-Seite www.facebook.com/KunstleiheHarburg mit tagesaktuellen Tipps
und Hinweisen zum Kunstleben in Harburg und Hamburg aber auch einem
Instagram-Auftritt www.instagram.com/kunstleihe, auf dem etliche Kunstwerke
der Leihe anzuschauen sind.

Erste Kontakte mit Kunstinitiativen anderer Bezirke bestehen bereits
ebenso. "Auch das ist ein gutes Zeichen, denn überall in Hamburg sollte
Kunst als alltägliche Begleiterin verstanden werden", so
Langanke.

In Kürze ist zudem und während der sonntäglichen Öffnungszeiten ein
weiteres Angebot angedacht. Die Harburger Künstlerin Petra Hagedorn
bereitet gerade einen "Kunstsalon" vor. Hier können Kunstinteressierte mit
Künstler*innen direkt in der Kunstleihe zusammen kommen. Dann tauscht man
sich über Ziele und Inhalte von Künstler*innen oder gar Kunstgruppen aus,
aktuelle Ausstellungen, Hintergründe zu Techniken, Motiven oder
Arbeitsweisen. "Ebenso kommen auch Leute auf uns zu und fragen nach
professioneller Hilfe beim Rahmen von Kunstwerken zum Beispiel."

Auch die Kunstabteilung "arts & change" der Medical School Hamburg, die im
Harburger Hafen ansässig ist, war nun schon mit rund 15 Studierenden zu
Gast in der Kunstleihe. Sie wollen die Kunsterfahrungen weiter erforschen.
Was ändert sich bei den Leihenden in der Wahrnehmung? Könnte temporäre
Kunst in Kliniken, Seniorenheimen oder Behörden wirken und wenn wie? "Es
ist auch für uns eine besondere Erfahrung geworden, wie unterschiedlich das
Interesse an Kunst ist", so Sabine Schnell. "Es ist nicht unbedingt das,
was man denkt, was gut ankommt. Und es sind bei uns nicht vordringlich die
Namen, die beachtet werden, sondern wirklich die Kunst selbst. Das ist im
Grunde das größte Kompliment an die Kunst!"

Zu den Sommerferien will auch die Künstlerin und Stipendiatin der
Claussen-Simon-Stiftung Simone Karl einen Kunstworkshop für Kids und Teens
anbieten.

"Die Kunstleihe hat sich aber auch zum Netzwerk für Künstler*innen selbst
entwickelt", freut sich Heiko Langanke. So sei angedacht, eine gemeinsame
Ausstellung im Rahmen des 3. Buxtehuder Kunstfestes zu organisieren. Und
auch beim 16. Harburger Kulturtag will das Kunstleihe-Team Präsenz zeigen -
mit einer besonderen Themen-Ausstellung. Und auch wenn der derzeitige
Standort gut als "Exil" dient: "Ein frei verfügbarer Raum in zentraler
Lage, der auch in der Woche für Kunstkurse und mehr nutzbar ist, wird unser
mittelfristiges Ziel bleiben!"

Es bleibt also viel zu entdecken und zu tun auch für die Leute des gut
10köpfigen Kunstleihe-Teams aus Harburg.

Wer Interesse bekommen hat, kann die rund 150 Werke umfassende Ausstellung
der Kunstleihe jeden Sonntag von 12-17h in der ehemaligen Filiale der
Sparkasse Harburg-Buxtehude, Eißendorfer Straße 124 besuchen. Dort stehen
dann auch meist Kaffee, Kuchen oder ein Glas Sekt bereit und laden zum
Austausch.

Wer ein Werk leihen möchte, tut dies für 3 Monate und für 6,- Leihgebühr.
Ein Personalausweis sollte unbedingt mitgebracht werden.

Weiterführende Links:

www.sued-kultur.de/kunstleihe

www.facebook.com/KunstleiheHarburg

www.instagram.com/kunstleihe

NDR-Berichte siehe/höre:

https://www.youtube.com/channel/UCOOpeNwR7FFSSfHh9H4oNLw

Die Kunstleihe Harburg wird unterstützt durch die Alfred Toepfer
Stiftung FVS, die Claussen-Simon-Stiftung, die ZEIT-Stiftung, die Stiftung
Erlebnis Kunst sowie private Personen.

 * 

Quelle:

Kunstleihe Harburg - Ein Projekt der Initiative Suedkultur

E-Mail: kunstleihe@sued-kultur.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6883: Innenministerium greift Pressefreiheit an


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Innenministerium greift Pressefreiheit an

Von Gregor Link

10. Juni 2019



Als "Geheimdienste-Ermächtigungsgesetz" bezeichnete die World Socialist
Web Site Anfang April [1] einen Gesetzentwurf, den Innenminister Horst
Seehofer (CSU) dem Kabinett zur Abstimmung vorgelegt hatte. Diese
Einschätzung hat sich mittlerweile voll und ganz bestätigt. Hinter dem
harmlosen Titel "Gesetz zur Harmonisierung des Verfassungsschutzrechts"
verbirgt sich ein umfassender Angriff auf demokratische Grundrechte.

Das Gesetz beseitige "auch die restlichen, formal noch bestehenden
Einschränkungen für die Aktivitäten der Geheimdienste", die nach dem Terror
des Dritten Reiches im Grundgesetz verankert wurden, hatten wir damals
gewarnt. "Elementare Grundrechte" wie das Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnis und die Unverletzlichkeit der Wohnung würden
"ausgehebelt".

Inzwischen sind weitere Details und Pläne bekannt geworden. So erlaubt der
aktuelle Gesetzesentwurf dem Verfassungsschutz das heimliche digitale
Ausspionieren von Journalisten und ihren Redaktionen. Die Geheimdienste
sollen Server, Computer und Smartphones von Verlagen, Rundfunksendern sowie
freiberuflichen Journalistinnen und Journalisten hacken dürfen.

Damit würde das Redaktionsgeheimnis, das es Journalisten erlaubt, ihre
Quellen zu schützen, faktisch fallen. Das Verbot, "mit einer
Redaktionsdurchsuchung die Identität journalistischer Quellen zu erlangen,
könnte mit einer Online-Durchsuchung digital umgangen werden", warnt
Reporter ohne Grenzen (ROG). Damit würden "Medienschaffende und ihre
Quellen die Grundlage für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit verlieren",
sagte ROG-Geschäftsführer Christian Mihr.

Bei einer Online-Durchsuchung setzen die Behörden Trojanerprogramme ein.
Sie werden über Sicherheitslücken, die die Behörden standardmäßig auf dem
Schwarzmarkt kaufen, eingeschleust und sehen aus der Ferne, vom Nutzer
unbemerkt Dateien, Programme und Nachrichten auf einem Gerät ein. Sie
können das Gerät auch manipulieren.

Dies soll laut dem Gesetzentwurf möglich sein, ohne dass die Betroffenen
eine Straftat begangen haben. Es genügt bereits, wenn es sich um einen
"politischen Vorgang" handelt, der "für den Nachrichtendienst von Belang"
ist. Auch eine richterliche Genehmigung ist nicht nötig - der
Inlandsgeheimdienst soll selbst abwägen, ob seine Interessen schwerer
wiegen als das Redaktionsgeheimnis. Lediglich die geheim tagende sogenannte
G-10-Kommission beim Bundestag soll diese Entscheidungen kontrollieren.

Reporter ohne Grenzen weist darauf hin, dass die Online-Razzia nur
die Spitze des Eisbergs sei. Weitere im Gesetzesentwurf enthaltene
Maßnahmen, mit denen Geheimdienste journalistische Arbeit bespitzeln
dürften, seien unter anderem die Überwachung verschlüsselter Kommunikation
zwischen Medienschaffenden und Quellen, die Abfrage von Buchungsdaten von
Recherchereisen und die Errichtung internationaler Datenbanken, auf die
sowohl Geheimdienste als auch Strafverfolgungsbehörden zugreifen können.

In einem Statement bezeichnet der Deutsche Journalistenverband (DJV) das
"heimliche digitale Ausspähen von Redaktionen, Journalisten und ihren
Quellen" als einen Angriff auf das Zeugnisverweigerungsrecht von
Journalisten und stellt fest: "Der Verfassungsschutz würde nach den
Staatsanwaltschaften und anderen Behörden eine weitere Behörde, die
praktisch selbst über die Verhältnismäßigkeit einer Überwachung von
Journalisten entscheiden kann."

Die Pressefreiheit steht derzeit weltweit [2] unter Beschuss. Seinen
schärfsten Ausdruck findet das in der Verfolgung von Wikileaks-Gründer
Julian Assange. Wie sie WSWS seit langem warnt, hat dessen
Verfolgung und Inhaftierung einen Präzedenzfall für die Kriminalisierung
von Journalismus geschaffen.

Erst letzte Woche drang in Australien die Polizei in die Redaktion der
Australian Broadcasting Corporation (ABC) und die Wohnung einer Redakteurin
von News Corp Australia ein und beschlagnahmte rund 10.000 Dokumente,
darunter Notizen, Entwürfe, Sitzungsprotokolle und E-Mails. In beiden
Fällen ging es darum, die Herkunft von Informationen über Kriegsverbrechen
australischer Militärs in Afghanistan und Überwachungspläne der
Geheimdienste herauszufinden.

Unter dem Deckmantel des neuen Geheimdienstgesetzes soll nun auch in
Deutschland die Aufdeckung staatlicher Verbrechen und
Diktaturvorbereitungen kriminalisiert werden. Obwohl die Große Koalition in
der Europawahl ihre Mehrheit verloren hat und durch die Krise der SPD
geschwächt ist, treibt sie die Aufrüstung des Staatsapparats intensiv
voran. Diese richtet sich gegen die gesamte Bevölkerung.

So wollen die Innenminister des Bunds und der Länder vom 12. bis 14. Juni
in Kiel über Pläne beraten, den Sicherheitsbehörden einen umfassenden
Zugriff auf jede Art elektronischer Geräte zu erlauben.
Heimassistenzsysteme wie Amazons "Alexa", digitale Sprachassistenten wie
Apples "Siri" und Googles "Assistant", sowie "smarte" Fernseher,
Kühlschränke, Rasenmäher, Alarmanlagen und Autos sollen angezapft werden,
um den Strafverfolgungsbehörden Einblick in jeden Aspekt des täglichen
Lebens zu gewähren. Selbst Gaming-Plattformen sollen künftig vom
Geheimdienst infiltriert werden.

Während den Geheimdiensten das Mitlesen von regulären SMS und das Abhören
von Festnetztelefonen schon seit vielen Jahren möglich ist, will
Innenminister Seehofer Spiegel-Informationen zufolge künftig dafür sorgen,
dass auch verschlüsselte Chats und Telefonate mitgelesen und abgehört
werden können. Dazu sollen Messengerdienste wie WhatsApp und Telegram
verpflichtet werden, auf richterliche Anordnung hin die Kommunikation ihrer
Kunden mitzuschneiden und in unverschlüsselter Form an die Behörden zu
schicken. Anbieter, die dem nicht nachkommen, sollen von der
Bundesnetzagentur für Deutschland gesperrt werden können.

Immer offener treten Staatskreise dafür ein, das Trennungsgebot zwischen
Polizei und Geheimdiensten, das in der Praxis längst völlig durchlöchert
ist, auch formal abzuschaffen. Das Trennungsgebot war in der Verfassung
verankert worden, um ein Wiedererstehen von Hitlers Geheimer Staatspolizei
(Gestapo) zu verhindern.

So trat Hamburgs Verfassungsschutzchef Torsten Voß anlässlich des 70.
Jahrestags des Grundgesetzes für ein abgeschwächtes "modifiziertes
Trennungsgebot" ein, während Mecklenburg-Vorpommerns Innenminister Lorenz
Caffier (CDU) bei einem Treffen der ostdeutschen Verfassungsschutzbehörden
in Schwerin forderte, das Trennungsgebot gleich ganz zu überdenken. Für die
Machenschaften der Behörden sei es nämlich "mitunter ein enormes
Hindernis".

Auch Hamburgs Innensenator Andy Grote (SPD) zeigte sich offen für die
Schwächung des Trennungsgebots und begründete dies damit, dass man
muslimische Kinder [3] so effizienter ins Visier nehmen könne.

Es ist klar, dass die Rückkehr von Polizeistaat und Diktatur in Deutschland
nicht allein den Hirnen einiger Innenminister entspringt. Die beispiellosen
Angriffe auf die demokratischen Grundrechte der Arbeiterklasse sind ein
globales Phänomen, mit dem die herrschende Klasse auf den wachsenden
sozialen und politischen Widerstand gegen soziale Ungleichheit und
Militarismus reagiert.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/04/03/gehe-a03.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/07/pers-j07.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/28/kind-a28.html
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MELDUNG/286: Tag der Musik 2019 am 21. Juni 2019 (Deutscher Musikrat)


Deutscher Musikrat - April 2019

Tag der Musik 2019: Musik machen - Haltung zeigen



"Musik machen - Haltung zeigen - Zusammenhalt. Europa. Vielfalt.": Unter
diesem Motto ruft der Deutsche Musikrat mit seiner bundesweiten Initiative
Tag der Musik am 21. Juni 2019 wieder alle Musizierenden dazu auf,
gemeinsam ein Zeichen für den Schutz und die Förderung der Kulturellen
Vielfalt zu setzen. Das diesjährige Motto richtet den Fokus auf die
verbindende Kraft der Musik.

Hierzu Prof. Martin Maria Krüger, Präsident des Deutschen Musikrates:
"Musik erreicht den Menschen wie keine andere Kunst. Sie fördert
gesellschaftlichen Zusammenhalt durch das Entdecken von Gemeinsamkeiten und
die Wertschätzung von unterschiedlichen Lebensweisen. Eine
auseinanderdriftende Gesellschaft bedarf dringender denn je der
Bereitschaft, sich für die in unserer Verfassung verankerten Werte zu
positionieren. Der Deutsche Musikrat ruft deshalb dazu auf, den
bundesweiten Tag der Musik als Plattform für den großen Reichtum
Kultureller Vielfalt zu nutzen und zugleich Haltung zu zeigen für ein
friedliches Miteinander in Deutschland und in Europa."

Weitere Informationen zu der bundesweiten Initiative finden Sie unter
www.tag-der-musik.de. Die Initiative des Deutschen Musikrates wird
unterstützt von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien
und der Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten (GVL).
Medienpartner sind die ARD und Deutschlandfunk Kultur.

Offizieller Aufruf zum Tag der Musik 2019:

https://www.musikrat.de/fileadmin/files/DMR_Musikrat/Presse/PMs/2019/April/DMR_Aufruf_Tag_der_Musik_2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9092: Aus aller Welt - 10.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tokajew zum Präsidenten in Kasachstan gewählt

Übergangsstaatschef Kassim-Jomart Tokajew hat die
Präsidentschaftswahl in Kasachstan gewonnen. Nach Hochrechnungen der
Zentralen Wahlkommission kam der vom langjährigen Staatschef
Nursultan Nasarbajew zu seinem Nachfolger bestimmte ehemalige
Außenminister des zentralasiatischen Landes auf knapp 71 Prozent der
Stimmen. Zweitplatzierter wurde der Journalist Amirschan Kossanow mit
16 Prozent der Stimmen. Die Wahl am Sonntag wurde von massiven
Protesten begleitet. Nach Informationen des Innenministeriums nahm
die Polizei in der Hauptstadt Nur-Sultan und in der
Millionenmetropole Almaty etwa 500 Demonstranten fest.

10. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9092: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mann nach Bombendrohung niedergeschossen

Im Hauptbahnhof der südschwedischen Stadt Malmö hat die Polizei einen
Mann angeschossen, der mit einer Bombe gedroht hatte. Wie die
schwedische Polizei bei einer Pressekonferenz am frühen Nachmittag
mitteilte, hatte der Mann drei Taschen bei sich gehabt und behauptet,
darin seien Waffen und Sprengstoff. Schwedischen Zeitungen zufolge
schossen Polizisten dem Mann in die Beine. Wie die südschwedische
Tageszeitung "Sydsvenskan'" unter Berufung auf Behördenangaben
berichtete, wurde kein verdächtiger Gegenstand auf dem
Bahnhofsgelände gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9089: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Massaker mit mindestens 90 Toten in einem Dorf in Mali

Unbekannte Bewaffnete haben am Sonntagabend ein Dorf in Zentrum von
Mali angegriffen und mehr als 90 Bewohner getötet. 20 Menschen gelten
noch als vermißt. Das Massaker fand einem Bericht des Fernsehsenders
France 24 zufolge in dem Ort Sangha in der Region Mopti statt, in dem
Angehörige der Volksgruppe der Dogon leben. Möglicherweise handelt es
sich um einen Angriff durch Angehörige der Volksgruppe der Fulbe. Der
Konflikt zwischen den Fulbe, die der Viehzucht nachgehen, und den
Dogon, die Landwirtschaft betreiben, hat sich in den vergangenen
Jahren verschärft. Häufig spielt dabei der Kampf um die seltenen
Weidegründe und Äcker in der trockenen Sahelzone eine Rolle. In dem
westafrikanischen Krisenstaat ist auch die Bundeswehr im Einsatz. Sie
beteiligt sich an der UN-Mission MINUSMA im Norden des Landes und
einem EU-Ausbildungseinsatz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9091: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linke besorgt über Wasseranstieg im Atommüllager Asse

Die Linkspartei fordert nach den gestiegenen Wasserzuflüssen in das
Atommülllager Asse II im Landkreis Wolfenbüttel die niedersächsische
Landesregierung auf, einen Sonderbeauftragten einzusetzen. Das Tempo
bei der Stillegung des Versuchsendlagers müsse erhöht und eine
Flutung oder einen Einsturz des Bergwerks verhindert werden, sagte
der Linken-Landesvorsitzende Lars Leopold in einer Pressemitteilung.
Ministerpräsident Stephan Weil (SPD) müsse die Asse endlich zur
Chefsache machen. In dem ehemaligen Salzbergwerk rosten in einer
Tiefe von mehr als 500 Metern rund 126.000 Fässer mit radioaktivem
Müll vor sich hin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9090: Tragisches und Kurioses - 10.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Heuschreckenplage auf Sardinien

Auf der italienischen Mittelmeerinsel Sardinien sind aufgrund der
plötzlich gestiegenen Temperaturen massenhaft Heuschrecken
geschlüpft. Besonders betroffen seien Felder in Nuoro, Ottana und
Orani im Zentrum der Insel, teilte der Bauernverband Coldiretti mit.
Saatgut auf 2.000 Hektar Land sei bereits zerstört. Eine Lösung für
das Problem ist laut dem Verband momentan nicht in Sicht. Ein
Insekten-Experte bezeichnete die Heuschreckenplage in der Zeitung "La
Stampa" als die verheerendste seit sechzig Jahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8175: Aus Forschung und Technik - 10.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



ESA bereitet nächste Marsmission vor

Vier Jahre nach dem spektakulären Absturz des Marsroboters
Schiaparelli will die Europäische Weltraumagentur ESA 2020 erstmals
einen Rover zum Roten Planeten starten. Die Landung des europäischen
Vehikels Rosalind Franklin samt seiner Landeplattform, die von der
russischen Weltraumorganisation Roskosmos bereitgestellt wird, ist
für März 2021 geplant. Das rollende Forschungslabor soll in der
Region Oxia Planum in der Nähe des Marsäquators Bodenproben entnehmen
und diese auf organische Moleküle untersuchen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8188: Aus aller Welt - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Sudetendeutscher Tag in Tschechien wäre inakzeptable Provokation

Bundesinnenminister Seehofer hat beim diesjährigen Pfingsttreffen der
Sudetendeutschen in Regensburg erklärt, er möchte es noch erleben,
daß einmal ein Sudetendeutscher Tag in Tschechien begangen werde. Was
der Minister als Höhepunkt der Normalisierung bezeichnete, würde der
tschechische Ministerpräsident Babiš für eine inakzeptable
Provokation halten. Gegenüber der Zeitung Pravo (Ausgabe vom Montag)
sagte er, er könne nur hoffen, daß Seehofer seine Aussage nicht ernst
gemeint habe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8147: Medizin und Gesundheitswesen - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Haustiere nicht Teil der Behandlung

Auch wenn die positive Wirkung von Haustieren wie Hund oder Katze bei
der Behandlung von Erkrankungen nicht bestritten wird, brauchen
gesetzliche Krankenversicherung nicht für ihren Unterhalt aufkommen.
Zu dieser Auffassung ist das Sozialgericht Dortmund gelangt, als es
die Klage eines Versicherten abwies, der sich in
psychotherapeutischer Behandlung befindet. Nach Einschätzung des
Gerichts wirke sich ein Haustier zwar positiv auf die Psyche des
Versicherten aus, doch das mache sie nicht zum Teil einer
Krankenbehandlung. Ausnahmen gelten nach Auffassung des Gerichts nur
für Blindenhunde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8176: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Staatsschutz ermittelt zu Attacke auf Bremer Moschee

In einer Moschee in Bremen-Mitte haben Unbekannte am
Samstagnachmittag rund 50 Exemplare des Koran zerrissen und teilweise
in eine Toilette gestopft. Die Moschee war zu der Zeit regulär
geöffnet gewesen. Nach Angaben der Schura Bremen handelt es sich bei
dem Anschlag um eine bewußt geplante Provokation mit dem Ziel einer
weiteren Eskalation. Der Staatsschutz der Polizei Bremen nahm
Ermittlungen auf und prüft, ob ein politisches oder religiöses Motiv
vorliegt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8099: Sprache, Kunst und Medium - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Ministerin Grütters begrüßt Gratistag für Berliner Museen

Nachdem sich bereits Kultursenator Klaus Lederer (Linke) für einen
eintrittsfreien Sonntag pro Monat in den Berliner Landesmuseen stark
gemacht hat, begrüßte Kulturstaatsministerin Monika Grütters die Pläne
und erklärte gegenüber der Zeitung Sonntag, in dem Fall würden sich
die 15 Bundesmuseen der Hauptstadt "natürlich" anschließen. Das
beträfe unter anderem die Häuser auf der Museumsinsel sowie den
sogenannten Hamburger Bahnhof.

Sie wolle sich für die Idee eines eintrittsfreien Tags im
Haushaltsausschuß des Bundestags einsetzen.

10. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8166: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Rund 100 Dörfler in Mali verbrannt und erschossen

In Mali ist ein Dorf überfallen worden. Mindestens 95 Bewohner wurden
getötet. Weitere Personen werden noch vermißt. Der Bürgermeister von
Sobane nahe der Kleinstadt Sangha im Zentrum des
nordwestafrikanischen Landes berichtete dem Sender France 24, die
Angreifer hätten erst Häuser in Brand gesetzt und dann auf die
fliehenden Dörfler geschossen. Die meisten Opfer des Überfalls sollen
verbrannt sein. Die Dorfbewohner werden dem Volk der Dogonen
zugerechnet. Ob die Täter den Fulbe angehören, war zunächst unklar.
In Mali sind Tausende ausländische Militärs, darunter
Bundeswehrangehörige, im Rahmen der Uno-Friedensmission Minusma
stationiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8180: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Außenminister Maas in Teheran

Bundesaußenminister Heiko Maas hat sich in Teheran mit seinem
iranischen Amtskollegen Mohammed Dschawad Sarif über den Erhalt des
internationalen Atomabkommens beraten, welches Washington vor einem
Jahr einseitig aufgekündigt hatte. Die übrigen Vertragspartner
Rußland, China, Großbritannien, Frankreich und Deutschland hatten dem
Iran wirtschaftliche Unterstützung trotz drohender US-Sanktionen
zugesagt. Weil die Hilfe auf sich warten ließ, hat die iranische
Regierung ihrerseits den Ausstieg aus dem Atomabkommen in Aussicht
gestellt. Maas versicherte Sarif, Deutschland, Großbritannien und
Frankreich stünden zu dem Abkommen und wollten ihren daraus
entstandenen Verpflichtungen nachkommen. Sarif sagte auf der
gemeinsamen Pressekonferenz im Teheraner Außenamt seinerseits, der
Iran werde mit der EU kooperieren, um das Atomabkommen zu retten.
Laut Maas wird in absehbarer Zeit die Anfang dieses Jahres gegründete
Zweckgesellschaft Instex bereit sein, den Zahlungsverkehr bei
Geschäften mit dem Iran trotz der US-Sanktionen abzuwickeln.
Sämtliche formalen Voraussetzungen dafür seien erfüllt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8149: Tragisches und Kurioses - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Hohlraum unter Autobahn bei Nachterstedt bremst Verkehr aus

Im Nordharzer Vorland hat sich auf der Autobahn A36, der früheren
Bundestraße 6, die Fahrbahn abgesenkt. Laut MDR Sachsen-Anhalt meldete 
die Polizei zwischen Hoym-Nachterstedt und der Anschlußstelle
Quedlinburg-Ost unter der Fahrbahndecke einen möglicherweise neu
entstandenen Hohlraum.

Deshalb wurde eine der beiden Spuren in Richtung Braunschweig
gesperrt, während gleichzeitig ein Tempolimit eingerichtet wurde. Über
die Entstehung des Hohlraums gibt es keine genauen Kenntnisse.

Aber 2009 war es in Nachterstedt zu einem großräumigen Erdrutsch am
Ufer des nach der Ausbeutung des früheren Braunkohle-Tagebaus
künstlich angelegten Concordiasees gekommen, bei dem ein Doppelhaus
und ein Teil eines weiteren Wohnhauses in die Tiefe gerissen wurden.
Dabei starben drei Anwohner. 2016 kam es dort zu einem weiteren
Erdrutsch. Seitdem laufen rund um den See Sicherungsarbeiten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8177: Arbeit, Soziales und Familie - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Papst verurteilt Handel mit Kriegswaffen

Das Oberhaupt der katholischen Kirche, Papst Franziskus, hat bei
einer Audienz im Vatikan am Montag den Regierungen der Welt
vorgeworfen, wenn sie über Frieden sprächen und Kriegswaffen
verkauften, den Zorn Gottes zu entfesseln. Flüchtlinge auf der Suche
nach Hoffnung wüßten nicht, welche Häfen sie aufnehmen könnten,
während Europa die Häfen für Schiffe öffne, die teure und
hochentwickelte Waffensysteme laden wollten. Waffenhandel könne
verheerende Folgen selbst für Kinder haben, sagte der Papst gegenüber
rund 100 Mitgliedern der Vereinigung der Hilfswerke für die
katholischen Ostkirchen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8158: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Behörden warnen vor Kontakt mit Eichenprozessionsspinnern

Eichenprozessionsspinner sind nicht ungefährlich. Die Raupen fressen
austreibende Knospen und Blätter von Eichen und bilden etwa am Stamm
auch größere Nester. Doch die Brennhärchen können bei Kontakt wegen
des enthaltenen Nesselgifts zu Hautirritationen, Augenreizungen,
Fieber, Schwindel und in einzelnen Fällen zu allergischen Schocks
führen. Daher raten die Behörden der Bevölkerung, befallene Areale
möglichst zu meiden. Auf keinen Fall sollte man die Raupen mit einem
Wasserstrahl oder Flammen bekämpfen, da dadurch die Brennhaare in der
Umgebung weiter ausgebreitet werden könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8165: Märkte und Finanzen - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Großfusion in der US-Rüstungs- und Luftfahrtbranche

In den USA werden die Konzerne Raytheon und United Technologies bis
zum ersten Halbjahr 2020 über Aktientausch fusionieren. Nach der
Verschmelzung wird das neue Unternehmen einen Marktwert von rund 120
Milliarden Dollar haben. Vier Jahre lang sollen Synergieeffekte
Kosten von mehr als einer Milliarde Dollar einsparen. Raytheon stellt
unter anderem das Patriot-Raketensystem und die
Tomahawk-Marschflugkörper her. United Technologies liefert die
Pratt-and-Whitney-Motoren und anderes Zubehör an die
Luftfahrtindustrie. Seine Aufzugsparte und seine Klimatechnik wird
das Unternehmen vor der Fusion mit Raytheon abspalten. Vor kurzem
hatte United Technologies für 30 Milliarden Dollar mit Rockwell
Collins einen Produzenten von Bordelektronik und
Flugzeuginnenausstattung gekauft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8181: Aus Forschung und Technik - 10.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Technischer Fortschritt im Gesundheitswesen nur zum Teil akzeptiert

Robotern und künstlicher Intelligenz gehören die Zukunft. Doch auch 
wenn den Bundesbürgern klar ist, daß solche Entwicklungen nicht 
vor dem Gesundheitswesen halt machen, ist laut Deutschem Ärzteblatt 
nur ein Teil der Bevölkerung gegenüber neuen technischen Ansätzen im 
Klinikalltag aufgeschlossen. Die pronova-Betriebskrankenkasse hatte 
bei einer Befragung erfahren, daß sich nur 36 Prozent der befragten 
Personen dafür aussprachen, eingehende Fälle in den Notaufnahmen der 
Kliniken künftig von Robotern nach Dringlichkeit vorselektieren zu 
lassen. Ein Drittel würde auch eine 24 Stunden erreichbare virtuelle 
Erstberatung nutzen, die außerhalb von Praxiszeiten bei medizinischen 
Fragen konsultieren werden kann. Und für die Übertragung von 
administrativen Aufgaben an einen digitalen Helfer sprachen sich 55 
Prozent der Befragten aus. 40 Prozent der Befragten befürworten die 
Zusammenstellung und Vergabe von Medikamenten durch Roboter. Und ein 
Drittel der Patienten würde Verbandswechsel und Wundversorgung durch 
einen Roboter vornehmen lassen. Allerdings lehnten drei Viertel 
komplett von Robotern durchgeführte Operationen ab.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/827: Dunkle Materie und Quantengravitation - Forschende diskutieren unbeantwortete Fragen der Physik (idw)


Leibniz Universität Hannover - 07.06.2019

Dunkle Materie und Quantengravitation - Forschende diskutieren
unbeantwortete Fragen der Physik

Expertinnen und Experten der Quantenforschung treffen sich in Hannover



Zur Konferenz "Quantenmetrologie und Physik jenseits des Standardmodells"
kommen vom 11. - 14. Juni 130 internationale Expertinnen und Experten aus
den Bereichen Grundlagenforschung der Physik, Präzisionsmesstechnik und
quantenverstärkte Messungen in Hannover zusammen. Die Forschenden wollen
neue Strategien entwickeln, um kleine aber wichtige Risse in unserem
physikalischen Weltbild zu erkennen.

Die moderne Physik wurde durch die Entwicklung zweier fundamentaler
Theorien in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts begründet: der
Allgemeinen Relativitätstheorie und der Quantenmechanik. Die
Quantenmechanik bestimmt die Physik der kleinen fundamentalen Teilchen wie
Elektronen; die allgemeine Relativitätstheorie beschreibt große Objekte
mit gravitativen Wechselwirkungen wie Sterne und Galaxien. Trotz des
großen Erfolgs der modernen Physik bei der Erklärung der meisten unserer
physikalischen Beobachtungen gibt es eine Reihe offener, unbeantworteter
Fragen. Kosmologische Beobachtungen belegen zum Beispiel, dass es im
Universum unbekannte Materie- und Energiequellen geben muss, die wir mit
unseren aktuellen Detektoren nicht sehen können - die sogenannte dunkle
Materie. Dunkle Materie besteht aus massiven Teilchen, die zwar
existieren, aber die Welt, die wir erleben, kaum stören. Ein weiteres
Beispiel ist die Inkompatibilität der Allgemeinen Relativitätstheorie und
der Quantenmechanik: Bisher konnten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler keine einheitliche Theorie formulieren, die die Physik von
Elektronen und Sternen gleichermaßen beschreibt.

Antworten auf solch grundlegende Fragen versucht man üblicherweise durch
kosmologische Beobachtungen oder mit riesigen Teilchenbeschleunigern zu
finden. Aber auch in Standardlabors sind Experimente möglich, etwa wenn
sie extrem empfindliche Geräte erfordern, weil die zu erwartenden Effekte
winzig sind. Solche extremen Empfindlichkeiten können von sogenannten
Quantensensoren erreicht werden - Sensoren, die die faszinierenden
Eigenschaften der Quantenmechanik nutzen. Zum Beispiel können die besten
Atomuhren von heute die Zeit mit 18-stelliger Genauigkeit messen, und man
kann hoffen, vorbeiziehende Wolken aus dunkler Materie durch winzige
Frequenzänderungen zu erkennen.

Auf den Gebieten der Quantensensorik und der Präzisionsmessung gehören
Physikerinnen und Physiker der Leibniz Universität Hannover und der
Physikalischen Bundesanstalt in Braunschweig zu den führenden Köpfen. Dies
stellen sie in mehreren gemeinsamen Projekten der Spitzenforschung wie
etwa dem Exzellenzcluster "QuantumFrontiers - Licht und Materie an der
Quantengrenze" oder dem Sonderforschungsbereich "DQ-mat - Designte
Quantenzustände der Materie" unter Beweis. Die im Herrenhäuser Schloss
stattfindende Konferenz wird von beiden Einrichtungen gemeinsam
organisiert und von der VolkswagenStiftung finanziert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz Universität Hannover, 07.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1884: Mexiko erstes Land der Welt mit umfassender Parität (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko erstes Land der Welt mit umfassender Parität

Von Hazel Zamora Mendieta



(Mexiko-Stadt, 30. Mai 2019, amerika21).- Mexiko hat international ein
Beispiel gesetzt: Seine Verfassung legt nun das Prinzip der Parität in
allen Staatsorganen und autonomen staatlichen Institutionen fest. Sie
müssen ebenso wie die nachgeordneten Behörden in den Bundesstaaten und
Kommunen genauso viele Frauen wie Männer einstellen. Das historische
Ereignis fand am 23. Mai statt, als die Abgeordnetenkammer mit 445
Ja-Stimmen einen Entwurf des Senats annahm, in dem neun entsprechende
Artikel der Verfassung geändert werden. Die Parität ist nun in der
Legislative, Exekutive, Judikative und in autonomen Institutionen
obligatorisch.

Es wird erwartet, dass die Reform in mindestens 17 der 32 Landtage
verabschiedet wird. Die ehemalige Senatorin Angélica de la Peña Gómez
erklärte gegenüber der Nachrichtenagentur Cimacnoticias [1], dass die
Reform einen Wendepunkt für den Aufbau der Demokratie, die
Entscheidungsfindung und Besetzung von Machtpositionen im Land darstellt.
Auf diese Weise werde ein großer Schritt in Richtung der substanziellen
Gleichberechtigung getan, sagte sie.

Die Verfassungsreform schreibt zwingend vor, dass politische Parteien und
andere Körperschaften, die Funktionen im Bereich des Bundes, der 32
Bundesstaaten und Gemeinden ausüben, die Parität anwenden. Alle neu zu
besetzenden Positionen müssen nach diesem Verfassungsprinzip ausgewählt
werden. Außerdem sollen Verfahren entwickelt werden, um Gerichte 50-50 zu
besetzen. Auch die inklusive Sprache wird vorgeschrieben. Sobald die Reform
im Amtsblatt der Föderation veröffentlicht wird, so de la Peña, ist es
notwendig, die sich daraus ableitenden Gesetze in dem Sinn zu überwachen,
dass sie der grundlegenden Bedeutung der Verfassungsreform nicht
widersprechen. Außerdem müssten Regeln und Verfahren entwickelt werden, um
die ordnungsgemäße Anwendung zu gewährleisten.

Es müsse auch klargestellt werden, dass die Nichteinhaltung eine Straftat
sei, fügte die ehemalige Abgeordnete hinzu. Berücksichtigt werden müsse
außerdem der Schutz von Frauen auf lokaler Ebene, vor allem in den
Gemeinden, in denen mit diesen Fortschritten politische Gewalt gegen Frauen
zu befürchten ist.

Die Verfassungsreform ist ein Ergebnis eines langen Kampfes, den die
mexikanischen Feministinnen schon seit den 1990er Jahren ins Parlament
getragen haben. 1996 kam die erste Quote, nicht mehr als 70 Prozent der
Kandidaten durften das selbe Geschlecht haben. 2008 wurde die Frauenquote
auf 40 Prozent erhöht und 2014 wurde schließlich die vollständige
Gleichstellung erreicht, die bei den Wahlen 2018 erstmals zur Anwendung
kam. Bei all diesen Projekten hätten sich Politikerinnen aller Fraktionen
parteiübergreifend zusammengetan, hob de la Peña hervor.

Laut der Ex-Senatorin müssen nun noch verschiedene Vorschriften angepasst
werden, beispielsweise das Parteiengesetz, das Wahlgesetz, das Strafgesetz,
das Gesetz über die Justizorgane und Gesetze über Bundesbehörden. Außerdem
müssten lokale Gesetze sowie das Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und
Männern und das allgemeine Gesetz über den Zugang von Frauen zu einem Leben
ohne Gewalt überarbeitet werden.

Übersetzung: Sonja Gerth


Anmerkung:

[1] https://www.cimacnoticias.com.mx/noticia/hist-rico-paridad-para-todos-los-cargos-y-en-todo-el-pa-s


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mexiko-erstes-land-der-welt-mit-umfassender-paritaet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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ASYL/1382: Zur Innenministerkonferenz der Länder - Pro Asyl fordert Abschiebemaschinerie zu stoppen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 10. Juni 2019

Zur Innenministerkonferenz der Länder

PRO ASYL fordert Abschiebemaschinerie zu stoppen



Anlässlich der am Mittwoch startenden Innenministerkonferenz fordert PRO
ASYL, die Innenminister der Länder auf, die Situation in den
Hauptherkunftsländern und die Unmöglichkeit einer Rückkehr in sichere
Verhältnisse zur Grundlage ihrer Debatten zu machen. Die Situation in den
Herkunftsstaaten Afghanistan, Syrien und Irak ist unverändert katastrophal;
im Sudan eskaliert die Lage.

PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt appelliert: »Der Bundestag hat
auf Druck der Union die Rechtsinstrumentarien für eine weitere
Brutalisierung der Abschiebemaschinerie zur Verfügung gestellt. Nun ist es
an den Innenministern der Länder eine politische Entscheidung zu treffen.«
PRO ASYL fordert, die Abschiebemaschinen nach Afghanistan zu stoppen. Auch
unter Flüchtlingen aus Syrien darf durch kurzfristige Abschiebestopps keine
Panik geschürt werden, denn eine realistische Analyse zeigt, dass auf
absehbare Zeit keine sichere Rückkehr nach Syrien möglich ist. Deshalb ist
auch die flächendeckende Einleitung von Widerrufsverfahren zu beenden. Die
Umstände in Syrien haben sich nicht langfristig und nachhaltig geändert.
Darüber hinaus erfordert die eskalierende Lage im Sudan einen umgehenden
Abschiebungsstopp.


Informationen zu Herkunftsstaaten

Afghanistan

Über 3800 Zivilist*innen verloren im letzten Jahr ihr Leben und noch nie
starben in Afghanistan so viele Kinder wie 2018. Abseits der großen Städte
fallen immer mehr Regionen unter die Herrschaft der Taliban, sie
kontrollieren oder bedrohen wichtige Verbindungsstraßen. Überlandreisen
sind daher mit großen Risiken verbunden. Anschläge hat es in den letzten
Jahren bis in die besonders gesicherten Zonen der Städte hinein gegeben -
mit vielen Opfern. Im Oktober 2018 hatten die Regierungskräfte laut
SIGAR-Report in nur noch 54 Prozent des Landes die vollständige Kontrolle.
Die
Taliban konnten ihre Gebietsgewinne im selben Zeitraum verdoppeln. Rund ein
Viertel des Landes bleibt zwischen den Kriegsparteien konstant umkämpft.

Außerdem wurde kürzlich bekannt, dass die von IOM betreute
Übergangsunterkunft in der Stadt nicht mehr zur Verfügung steht. Für
Abgeschobene, die nicht über familiäre oder sonstige Netzwerke verfügen,
ergibt sich dadurch das zusätzliche Problem drohender Obdachlosigkeit.
Dabei gehen sie große Risiken ein, wenn sie sich in der Stadt bewegen.
Durch rein finanzielle Unterstützungsleistungen kann dieses Problem nicht
gelöst werden.

Syrien

Die Einschätzung aus dem Lagebericht des Auswärtigen Amtes vom November
2018, der eigens zu der damaligen IMK erstellt wurde, legt überzeugend dar,
dass die Assad-Diktatur ihren Repressionsapparat weiter ausgebaut hat, dass
die unterschiedlichen Geheimdienste faktisch keinen rechtlich definierten
Beschränkungen unterliegen und diese Haftanstalten unterhalten, in denen
systematisch gefoltert wird.

Die Verfolgungshandlungen des Assad-Regimes sind durch ein hohes Maß an
Willkür gekennzeichnet. Jede Person, die auch nur verdächtigt wird, dem
Regime gegenüber illoyal gesinnt zu sein, kann Opfer von
Verfolgungshandlungen werden. Syrischen Flüchtlingen droht daher bei
Rückkehr nach Syrien erhebliche Gefahr, Opfer willkürlicher Inhaftierung,
von Folter und Verschwinden-Lassen zu werden. Insbesondere
Wehrdienstentziehern und Deserteuren drohen willkürliche Strafen und / oder
Zwangsrekrutierung in die syrische Armee oder in regimeloyale Milizen.

Irak

Ergebnis des Krieges im Irak ist ein Flickenteppich von lokalen und
regionalen Machtgebieten und ein politisch, konfessionell und territorial
tief gespaltenes Land.

Neue Berichte des UNHCR zeigen, wie prekär die Lage im Land weiterhin ist.
Noch immer gibt es 1,65 Millionen Binnenvertriebene, von denen viele unter
sehr schlechten Bedingungen leben. Die Regierung übt starken Druck auf
Binnenvertriebene aus, zurück zu kehren, aber besonders für Angehörige
religiöser Minderheiten ist eine Rückkehr in ihre Ursprungsregionen im Irak
oft undenkbar - dies gilt insbesondere für Jesid*innen, die den Völkermord,
Verschleppung und Versklavung überlebt haben. Die Gefahr durch den
Islamischen Staat ist auch nicht gebannt, es werden weiterhin Aktivitäten
wie Entführungen gemeldet.

Sudan

Wie verschiedene Medien berichten, wurde am Mittwoch Yasir Arman,
Generalsekretär der oppositionellen Sudan People's Liberation Army/
Movement-North von der Militärregierung festgenommen. Yasir Arman, der noch
im Februar an einer Demonstration in Hannover gegen das Regime vom
al-Bashir teilgenommen hatte, war in der letzten Woche nach etlichen Jahren
im
Exil zu Verhandlungen mit dem Militärrat in den Sudan zurückgekehrt. Mit
der Verhaftung haben die Angriffe der Militärregierung auf die
Oppositionellen eine weitere Zuspitzung erfahren. Ganz offensichtlich ist
der Militärrat an keiner friedlichen Einigung mit der Opposition und einer
Übergabe der Macht an eine noch zu wählende demokratische legitimierte
Regierung gelegen. Die Festnahme Armans macht deutlich, wie gefährdet
Rückkehrer*innen sind.

Vor diesem Hintergrund und der Tatsache, dass IOM das Rückkehrprogramm in
den Sudan auf Grund der schlechten Sicherheitslage aussetzt, unterstützt
PRO ASYL die Forderung des Flüchtlingsrats Niedersachsen nach einem
sofortigen Abschiebungsstopp.

Eine ausführliche Analyse finden Sie in unseren Flüchtlingspolitischen
Anliegen zur Innenministerkonferenz.

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Fl%C3%BCchtlingspolitische-Anliegen-zur-Tagung-der-IMK-Juni-2019.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 16. Oktober 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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E-Mail: proasyl@proasyl.de
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VORTRAG/2335: Essen - Rolf Gössner "Neonazis im Dienst des Staates", 13.06.2019


Internationale Liga für Menschenrechte e.V. (ILMR) - Veranstaltungshinweis

Neonazis im Dienst des Staates:

Das V-Leute-System des 'Verfassungsschutzes' und seine Verstrickungen in
Neonaziszenen und -parteien.


Referent: RA Dr. Rolf Gössner

(Internationale Liga für Menschenrechte)

Donnerstag, 13. Juni 2019, 19 Uhr

Essen, Volkshochschule, Großer Saal, Burgplatz 1

Eintritt frei



In Zusammenhang mit der NSU-Mordserie und der jahrelangen Nichtaufklärung
ihres rassistischen Hintergrundes ist der Inlandsgeheimdienst
"Verfassungsschutz" so stark und anhaltend in die öffentliche Kritik
geraten wie bislang noch nie in seiner Geschichte.

Der Geheimdienstexperte Dr. Rolf Gössner, Rechtsanwalt, Publizist und
Kuratoriumsmitglied der Internationalen Liga für Menschenrechte,
wird in seinem Vortrag einen kritischen Blick hinter die Kulissen des
skandalumwitterten Inlandsgeheimdienstes und das Innenleben seines 
V-Leute-Systems werfen und politische Konsequenzen anmahnen.


Veranstalter/Kooperationspartner:

Volkshochschule Essen (VHS); Attac, Essener Friedensforum, Essen stellt
sich quer, Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen (VDK),
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN-BdA), Anti-Rassismus-Telefon.

Flyer: http://essener-friedensforum.de/19-06-13Goessner.pdf

https://www.vhs-essen.de/

http://essener-friedensforum.de/

 * 

Quelle:

Internationale Liga für Menschenrechte e.V. (ILMR)

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Str. 4, D-10405 Berlin

Email: Vorstand@ilmr.de

Internet: www.ilmr.de
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SCHACH-SPHINX/06953: Streng der Strategie verpflichtet (SB)


Geübte Augen erkennen in der Stellung im heutigen Rätsel der Sphinx
ohne viel Federlesens eine sizilianische Position. Kenntnisreichere
Augen wissen sogar, daß sie aus der Richter-Rauser-Variante
hervorgegangen ist. Lange weiße Rochade, Bauernlawine auf dem
Königsflügel, der Abtausch des weißfeldrigen Läufers gegen den
schwarzen Damenspringer sind verläßliche Merkmale. Auch daß der
Nachziehende über die b-Linie zum Gegenangriff ansetzt, spricht eine
deutliche Sprache, hinzu kommen noch als Indizien die halboffene c-
Linie und die Bauernformation d6-e5. Partien von solch
angriffsorientiertem Charakter können nur gewonnen werden, wenn jeder
Zug streng der strategischen Linie folgt. Abweichungen werden
vernichtend bestraft. Die Frage, die nun zur Debatte steht, Wanderer,
lautet: Kann Weiß am Zuge gefährlichere Drohungen gegen den schwarzen
König aufstellen als umgekehrt?






[image: SCHACH-SPHINX/06953: Streng der Strategie verpflichtet (SB)]



Pogorevici - Semenowa

Bad Kissingen 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mister Miles hatte sich alles schön zurechtgelegt in seinem Kopfe,
doch die Wirklichkeit folgte anderen Gesetzen: 1.Ld4xg7? De6-g6+ 2.Kg1-
h1 Tc8-c2! 3.Db2-e5 Tc2xf2 4.De5-b8+ Kg8xg7 5.Tf1-g1 - bis hierhin
deckten sich beide Sphären, aber... - 5...Tf2xh2+! und Schwarz gab
auf.



Erstveröffentlichung am 11. Juni 2006

10. Juni 2019
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MELDUNG/500: Aus den Wäldern ins Rampenlicht - Internationaler Tag des Luchses am 11. Juni (WWF)


WWF Pressemitteilung - 6. Juni 2019

Internationaler Tag des Luchses am 11. Juni

Aus den Wäldern ins Rampenlicht



Derzeit gibt es hierzulande gerade einmal 85 erwachsene Luchse in
freier Wildbahn. Die Tierart ist in Deutschland damit weiterhin vom
Aussterben bedroht. Das erklärt die Naturschutzorganisation WWF
anlässlich des Internationalen Tag des Luchses am 11. Juni. Zu den
Hauptgefährdungsursachen der streng geschützten Katzen gehören laut
WWF die Zerschneidung der Lebensräume durch Straßen oder illegale
Tötungen aufgrund mangelnder Akzeptanz. Zudem seien ein grenzenloser
Schutz und damit eine länderübergreifende Luchsstrategie notwendig, um
den sich erst langsam erholenden Bestand in Europa dauerhaft zu
stabilisieren.




[image: Logo Lynx Day - Grafikquelle: © Lynx Day/WWF]

Grafikquelle: © Lynx Day/WWF



"Luchse gehören ebenso in unsere Natur wie der Rothirsch, das
Eichhörnchen und der Schwarzstorch. Nachdem sie lange Zeit aus unseren
Wäldern verdrängt wurden, haben wir nun die Chance, sie bei der
Rückkehr in ihre ursprünglichen Lebensräume zu begleiten", sagt Moritz
Klose, Wildtierexperte beim WWF Deutschland.




[image: Foto: © Robert Günther/WWF]

Luchse sind Einzelgänger. Erkennungsmerkmale sind die luchstypischen
Pinselohren und der Backenbart. Die Fellmusterzeichnung ist so
individuell wie ein menschlicher Fingerabdruck. 

Foto: © Robert Günther/WWF



Der Aktionstag am 11. Juni wurde im Rahmen des grenzübergreifenden
Luchsprojektes 3Lynx gemeinsam mit über zehn Partnern in Deutschland,
Tschechien, Österreich, Italien und Slowenien ins Leben gerufen. Mit
zahlreichen Aktionen rund um den internationalen Luchstag - von
Ausstellungen, Vorträgen, Infoveranstaltungen für Schulklassen,
Führungen über Veranstaltungen für Familien - machen die
Projektpartner gemeinsam auf die streng geschützte, heimliche Katze in
unseren Wäldern aufmerksam.

Mehr zum Tag des Luchses und zum 3Lynx Projekt unter

https://www.wwf.de/Luchs.

Veranstaltung bei Arnschwang im Bayerischen Wald am 11. Juni

Zum internationalen Tag des Luchses am 11.06. veranstalten die
Projektmitarbeiter von 3Lynx zusammen mit der Kreisgruppe Cham des
Landesbundes für Vogelschutz in Bayern e.V. im LBV-Zentrum 'Mensch und
Natur' in Nößwartling bei Arnschwang ein regionales Treffen für alle,
die sich für die heimischen Katzen und deren Schutz interessieren und
einsetzen. Das Angebot richtet sich in diesem Jahr insbesondere auch
an Kinder und Familien.

Über das Projekt 3Lynx

Große Beutegreifer wie der Luchs kennen keine Landesgrenzen, sie
brauchen transnationale Projekte wie 3Lynx. Im Rahmen des
internationalen Projekts setzen sich Bayern, Tschechien und Österreich
gemeinsam für den Schutz und Erhalt des Luchses ein. Der Austausch mit
den unterschiedlichen Interessengruppen steht neben dem
Luchs-Monitoring und der Entwicklung von populationsübergreifenden
Managementstrategien im Fokus des Projekts. Die Projektpartner auf
deutscher Seite sind das Bayerische Landesamt für Umwelt und der WWF
Deutschland. Das Projekt 3Lynx wird zum größten Teil durch das
Programm Interreg Central EUROPE finanziert, das die
grenzübergreifende Zusammenarbeit zentraleuropäischer Länder zu
unterschiedlichen Schwerpunktthemen fördert. Dank der engen
Zusammenarbeit erhalten die Experten einen umfassenden Überblick über
die Verbreitung dieser mobilen, nachtaktiven Tiere und teilen ihr
Wissen mit der Öffentlichkeit.

Mehr unter www.3lynx.eu

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 06.06.2019
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AKTIONSTAGE/1011: Nordrhein-Westfalen - landesweite Zählaktion "Zeit der Schmetterlinge", 15.6.-15.7.


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 7. Juni 2019

Zählaktion "Zeit der Schmetterlinge" startet

Vom 15. Juni bis 15. Juli wieder Admiral, Tagpfauenauge und Co zählen



Düsseldorf - Bläulinge und C-Falter, Tagpfauenauge und Admiral oder
Zitronenfalter und Weißlinge: Welche Schmetterlinge fliegen durch
Ihren Garten? Der NABU NRW möchte genau das nun wieder wissen und ruft
im Rahmen des Projekts "Zeit der Schmetterlinge" vom 15. Juni bis 15.
Juli zum Zählen aller Tagfalter auf. Das in diesem Jahr von der
Deutschen Postcode Lotterie geförderte Projekt findet landesweit
bereits zum 4. Mal statt.

"Mit der Zählaktion möchten wir den Blick für diese vergleichsweise
auffällige Gruppe der Insekten schärfen und auf ihre dramatische
Situation aufmerksam machen", erklärt Christian Chwallek,
stellvertretender Landesvorsitzender des NABU NRW. Wissenschaftliche
Untersuchungen der letzten Jahrzehnte belegen erschreckende Rückgänge
nicht nur bei der Artenvielfalt, sondern auch bei der Menge der
erfassten Insekten. Zusätzlich zu diesen wissenschaftlichen Erhebungen
setzt der NABU NRW auch auf die Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern
mit dieser "Citizen-Science-Aktion. "Ziel ist es, über die Jahre
hinweg Tendenzen zur Bestandsentwicklung einzelner Tagfalterarten
erkennen zu können. Hierzu brauchen wir allerdings zahlreiche und
möglichst flächendeckende Unterstützung aller Schmetterlingsfreunde in
NRW", so Chwallek weiter.

Zunächst ist aber spannend, ob auch in diesem Jahr die Kohlweißlinge
die meist gemeldeten Falter in NRW sein werden oder wie häufig
C-Falter und Distelfalter beobachtet werden können. Der NABU NRW
bittet alle Schmetterlingsfreunde in Nordrhein-Westfalen, sich an der
Zählaktion im Rahmen der "Zeit der Schmetterlinge" zu beteiligen und
ihre Beobachtungen zu melden. Gezählt werden kann überall, ob im
eigenen Garten, an der Bushaltestelle oder im Schwimmbad.
Empfehlenswert ist es, sich passende Pflanzen wie Blutweiderich,
Wilden Majoran oder Natternkopf zu suchen und alle Falter, die sich
dort zum Nektar trinken niederlassen, zu erfassen. Als Hilfe bei der
Bestimmung hat der NABU NRW auf der Homepage über 50 Falterporträts
eingestellt. Als weitere Erleichterung der Zählung und Bestimmung gibt
es außerdem einen Zählbogen und alternativ die Möglichkeit, die
Beobachtung direkt über das Online-Formular einzutragen. Alle
Informationen und Hilfen stehen unter www.schmetterlingszeit.de
bereit.

Die Beobachtungen können bis zum 22. Juli an den NABU NRW gemeldet
werden. Zur Auswertung sollten die ausgefüllten Zählbögen mit dem
Stichwort "Zeit der Schmetterlinge" entweder per Post an die
Landesgeschäftsstelle des NABU NRW oder per E-Mail an
Schmetterlingszeit@NABU-NRW.de geschickt werden.

Weitere Informationen zur Aktion unter

www.schmetterlingszeit.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 30/2019, 07.06.2019
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AKTIONSTAGE/1010: "Elbe-Tage" - Neue NABU-Veranstaltungsreihe vom 17.-22.6. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 5. Juni 2019

Neu: Elbe-Tage des NABU Hamburg

Veranstaltungsreihe rund um Hafen und Elbe



Vom 17.-22. Juni 2019 veranstaltet der NABU Hamburg die "Elbe-Tage".
Eine Woche lang stehen unter dem Motto "Die Elbe im Spannungsfeld
zwischen Wirtschaft, Wohnen und Natur" unterschiedliche Aspekte von
Fluss und Flachland im Fokus: Die Elbe als Lebensraum für Tiere und
Pflanzen, als Wirtschaftsfaktor, attraktives Wohnumfeld oder
Naherholungsgebiet. Es gibt viel Konsens über die Bedeutung der Elbe.
Aber auch eine Menge Konflikte. Denn unterschiedliche Ansprüche von
Natur und Umwelt sind mit anderen Zielen nicht immer einfach zu
kombinieren. Darüber will der NABU Hamburg mit verschiedenen Experten
aus unterschiedlichen Bereichen diskutieren und informieren.

So unterhält sich der NABU-Vorsitzende Alexander Porschke unter
anderem mit Frau Dr. Elisabeth Klocke von der Stiftung Lebensraum Elbe
über die "Zukunft der Elbe". In der Wedeler Marsch geht es auf
Exkursion in bedrohte Tidelebensräume, wo die Auswirkungen der
Elbvertiefungen sichtbar werden. Eine Fahrradtour durch die Hafencity
beleuchtet die Herausforderungen zwischen Hafen und Stadtentwicklung.
Der NABU stellt sein Luftmessstationen entlang der Elbe vor und auf
einer Barkassentour steht die Hafenentwicklung im Vordergrund. Alle
Interessierten sind herzlich eingeladen, an den Veranstaltungen
teilzunehmen. Insofern nicht anders angegeben, ist eine Anmeldung
nicht notwendig.

Mehr Informationen unter:

www.NABU-Hamburg.de/elbe-tage

Die einzelnen Termine im Überblick:

17.06., 18:30 - 20:30 Uhr

Zukunft der Elbe - welche Hindernisse gibt es und wie sollen
Konflikte konstruktiv gelöst werden?

Informationsveranstaltung mit Dr. Elisabeth Klocke (Vorstand Stiftung
Lebensraum Elbe), Wilhelm Ulferts (Deichverband der II. Meile Alten
Landes), Uwe Hanse (Segler-Verband Schleswig-Holstein) und Alexander
Porschke (1. Vorsitzender NABU Hamburg).

Ort: NABU Landesgeschäftsstelle Hamburg, Klaus-Groth-Str. 21, 20535
Hamburg

18.06., 12:00 Uhr - 15:00 Uhr

Exkursion: Lebensräume entlang der Elbe in der Wedeler Marsch:
Vögel, Süßwasserwatt und Tideauwald im Wandel der Gezeiten und die
Auswirkungen der Elbvertiefungen mit Marco Sommerfeld 
(NABU Hamburg).

Treff: Carl Zeiss Vogelstation, 22880 Wedel. Kleine Verpflegung, vor
allem Getränke mitbringen. Strecke: 6 km (hin und zurück).

19.06., 16:00 - max. 19:00 Uhr

Fahrradtour: Der Hafen im Spannungsfeld zwischen Wohnen,
Luftreinhaltung und Hafenentwicklung

Bitte anmelden unter:

anmeldung@NABU-Hamburg.de, Tel. 040-697089-0

Über Ihre Teilnahme freuen sich Malte Siegert (NABU Hamburg) und Prof.
Antje Stokman (HafenCity Universität Hamburg, Fachbereich Architektur
und Landschaftsplanung)

20.06., 18:30 - 20:00 Uhr

Luftreinhaltungsworkshop (Hafennähe) mit unserem Messnetz-Projekt
und allgemeine Info zum Thema 
mit Dr. Volker Matthias (Helmholzzentrum Geesthacht), Sönke Diesener
und Malte Siegert (NABU Hamburg)

Ort: Weltcafé Elbfaire im Ökumenischen Forum Hafencity, Shanghaiallee
12, 20457 Hamburg

22.06., 10:00 - 11:30 Uhr

"Alternative" Barkassenfahrt durch den Hafen mit Malte Siegert
und Sönke Diesener (NABU Hamburg)

Wegen der Schiffsgröße bitte vorher verbindlich anmelden:
anmeldung@NABU-Hamburg.de, Tel. 040-697089-0
Kostenbeteiligung 10,00Euro für Erwachsene, Kinder frei.

Treff: St. Pauli Landungsbrücken 10 (Höhe Alter Elbtunnel), Maritime
Circle Linie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.06.2019
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